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� Bundesministerium
für Bildung und Forschung

Richtlinie
zur Förderung von Maßnahmen 

für den Übergang von der beruflichen
in die hochschulische Bildung

Vom 18. April 2011

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Zuwendungszweck 
Es ist das Ziel des Bundesministeriums für Bildung und  Forschung
(BMBF), die Durchlässigkeit zwischen und innerhalb der Bil-
dungssysteme zu verbessern. Dazu gehört auch, die Übergänge
aus der beruflichen in die hochschulische Bildung zu erleich-
tern. Der Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 6. März
2009 zum Hochschulzugang für beruflich qualifizierte Bewerber
und hochschulische Zugangsberechtigung hat weitere Impulse
für den Übergang von Absolventen der beruflichen Bildung in
ein Hochschulstudium gegeben. Ein wesentliches Element der
Durchlässigkeit ist die Anrechnung bereits vorliegender, in der
beruflichen Bildung erworbener Kompetenzen für ein Hoch-
schulstudium. Es müssen aber auch förderliche Rahmenbedin-
gungen gegeben sein, bei denen sowohl die besonderen Voraus-
setzungen und Gegebenheiten dieser Zielgruppe als auch deren
Bedürfnisse berücksichtigt werden, um ihnen das erfolgreiche
Studieren besser zu ermöglichen.
1.2 Rechtsgrundlage
Das BMBF gewährt aus dem Bundeshaushalt nach Maßgabe  dieser
Richtlinien, der BMBF-Standardrichtlinien für Zuwendungen
auf Ausgaben- und Kostenbasis sowie der Verwaltungsvorschriften
zu den §§ 23, 34, 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) Zu-
wendungen. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwen-
dung besteht nicht. Der Zuwendungsgeber entscheidet nach
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel.
2 Gegenstand der Förderung
Gefördert werden sollen die Etablierung von unterstützenden
Maßnahmen, durch die ein erfolgreiches Studieren unter Be-
rücksichtigung der Lebenssituation Berufstätiger begünstigt wird.
Solche flankierenden und unterstützenden Maßnahmen können
sich auf inhaltliche, strukturelle organisatorische und  personelle
Vorkehrungen erstrecken.
Gefördert werden
1. Projekte, die förderliche Maßnahmen, die sich auf einen oder

mehrere Studiengänge beziehen, bereitstellen und 
2. die wissenschaftliche Begleitung.
2.1 Zuwendungsvoraussetzungen für Projekte
Für den jeweiligen Studiengang müssen Anrechnungsverfahren,
nach denen eine Anrechnung bereits vorliegender Kompetenzen
aus der beruflichen Bildung, insbesondere aus der beruflichen
Fortbildung in einem signifikanten Umfang möglich ist, etabliert
sein. Es muss gewährleistet sein, dass Anrechnung und die Maß-
nahmen, die Gegenstand der Förderung sind, in einem engen
Verhältnis stehen und die Studierbarkeit für Berufstätige er-
leichtert wird. Die Zielgruppen, deren Kompetenzen angerech-
net und für die zugleich förderliche Angebote bereitgestellt
 werden, sollen auch quantitativ bedeutungsvoll sein. 
Eine Zusammenarbeit zwischen Hochschule und Unternehmen
und Institutionen der beruflichen Bildung, die mit den Qualifi-
kationsinhalten der beruflichen Bildung vertraut sind, sollte ge-
währleistet sein. Werden die Maßnahmen von Institutionen
 außerhalb der Hochschulen angeboten, so müssen sie sich in die
Anforderungen des Studiengangs einfügen und dort mit den
 Verantwortlichen abgestimmt sein.
Die Maßnahmen müssen sich auf einen bestehenden akkredi-
tierten Studiengang mit akademischem Abschluss Bachelor oder
Master beziehen.
Antragsteller müssen über vertiefte Kenntnisse aus dem Bereich
der geregelten beruflichen Bildung und der Hochschulstudien-
gänge sowie über Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit den
auf diesem Gebiet tätigen Verbänden und Institutionen und mit
Hochschulen verfügen.

Forschungseinrichtungen, die gemeinsam von Bund und Län-
dern finanziert werden, kann nur unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Projektförderung für ihren zusätzlichen Aufwand
bewilligt werden.
Förderinteressenten sollen bereits Erfahrungen auf dem Gebiet
der Anrechnung beruflich erworbener Kompetenzen auf Hoch-
schulstudiengänge haben. Förderinteressenten sollen deutlich
machen können, dass sie die Ergebnisse der Förderung eigen-
ständig weiterführen können. 
Kooperationsanforderungen an die Projekte
Die Träger der Projekte sind verpflichtet, mit der wissenschaft-
lichen Begleitung und dem Bundesinstitut für Berufsbildung zu-
sammen zu arbeiten, u.a. mit ihnen relevante Fragestellungen
zu diskutieren, alle Informationen insbesondere inhaltliche und
methodische Materialien und Arbeitsergebnisse zur Verfügung
zu stellen und sich an wissenschaftlichen öffentlichkeitsorien-
tierten Diskurs koordiniert und aktiv zu beteiligen z.B.  Teilnahme
an einschlägigen Tagungen, Austausch mit anderen auf diesem
Feld tätigen Wissenschaftlern.
2.2 Wissenschaftliche Begleitung
Die Aufgaben der wissenschaftlichen Begleitung sind,
– die Träger der einzelnen Projekte auf der Grundlage aktueller

wissenschaftlicher Erkenntnisse in den Feldern Anrechnung,
Berufliche Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge sowie
im Bereich des Übergangsmanagements von beruflich Quali-
fizierten (mit und ohne hochschulische Hochschulzugangs-
berechtigung) in die Hochschule zu beraten,

– die Ergebnisse der Projekte zusammenzufassen und auszu-
werten,

– qualitative und quantitative Erhebungen,
– die Ergebnisse wissenschaftlicher Begleitung zusammenzu-

fassen und sie in einer zum Zwecke der Verwertbarkeit und
Übertragbarkeit nutzbaren Form zu veröffentlichen,

– die Pflege einer Informations- und Kommunikationsplattform,
– Öffentlichkeitsarbeit und Dissemination von Erkenntnissen

insbesondere
– durch die Durchführung von Workshops und die Fach öffent -

lichkeit (Auftakt und Abschlussveranstaltung)
– sowie eine projektinterne Veranstaltung während der Lauf-

zeit des Projekts
– die wissenschaftliche Begleitung wird mit dem Bundesinsti-

tut für Berufsbildung als operativen Kooperationspartner zu-
sammenarbeiten.

A n f o r d e r u n g e n an die wissenschaftliche Begleitung
Projektskizzen für die wissenschaftliche Begleitung müssen
 Angaben zu folgenden Punkte enthalten:
– Wissenschaftliche Expertise in den Bereichen „Lebenslanges

Lernen an Hochschulen für die Zielgruppe Beruflich Qualifi-
zierte“,

– Wissenschaftliche Expertise der Bereiche „Übergangsma-
nagement und Studienverläufe von Studierenden mit beruf-
licher Qualifikation“

– Expertise im Bereich der wissenschaftlichen Begleitung der
Entwicklung von Verfahren der Anrechnung beruflich erwor-
bener Kompetenzen auf Hochschulstudiengänge

– Erfahrung in der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und
Institutionen der beruflichen Bildung,

– Vorstellung über die Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit
den Projekten,

– Konzeptionelle Vorstellungen zur Auswertung der Ergebnisse
im Bereich des Übergangsmanagements wie im Bereich der
Anrechnungsverfahren,

– Darlegungen zur vorgesehenen Darstellung der Arbeitsergeb-
nisse,

– Ausgaben- und Finanzierungsplan,
– die Angaben sind zu belegen.
3 Umfang und Höhe der Zuwendung
Die Zuwendungen werden den Vorhaben im Rahmen der Voll-
finanzierung gewährt. Beginnen sollen die Vorhaben im Spät-
sommer 2011 und mit dem Sommersemester 2014 zu Ende  gehen.
Der Bewilligungszeitraum für die wissenschaftliche Begleitung
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endet am Jahresende 2014. Grundsätzlich ist beabsichtigt, die
Projekte mit jeweils ca. 1,5 Stellen wissenschaftlichem Personal
und für die wissenschaftliche Begleitung ca. 2,5 derartiger Stel-
len zzgl. Sachkosten zu finanzieren (auch abhängig von der Zahl
und der inhaltlichen Bandbreite der Entwicklungs projekte).
Bemessungsgrundlage für Antragsteller sind die zuwendungs -
fähigen projektbezogenen Ausgaben (bei Helmholtz-Zentren und
der Fraunhofer-Gesellschaft – FhG – die zuwendungsfähigen
 projektbezogenen Kosten), die bis zu 100% gefördert werden
können.
4 Verfahren
Für die Antragstellung ist das elektronische Antragssystem  „easy“
zu nutzen. 
Vordrucke für Förderanträge, Richtlinien, Merkblätter, Hinweise
und Nebenbestimmungen können unter der Internetadresse
www.kp.dlr.de/profi/easy/formular.html abgerufen werden. Die
Höhe der Zuwendung pro Vorhaben richtet sich im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel nach den vorhabenbezogenen zu-
sätzlichen Personal- und Sachausgaben. Es sind die Richtlinien
für Zuwendungsanträge auf Ausgabenbasis (AZA) (abrufbar  unter
http://www.kp.dlr.de/profi/easy/index.html) zu beachten.
5 Vorlage von Anträgen
Anträge für die BMBF Projekte und für die wissenschaftliche
 Begleitung sind dem BMBF bis zum 17. Juni 2011 einzureichen.
Die Vorlagefrist gilt nicht als Ausschlussfrist. Verspätet einge-
hende Projektanträge können aber möglicherweise nicht mehr
berücksichtigt werden.
Die Anträge sollen unter Nutzung von „easy“ in elektronischer
Form vorgelegt werden. Zusätzlich ist eine Vorlage in Schrift-
form erforderlich. Staatliche Hochschulen und andere öffent -
liche Einrichtungen haben das Einverständnis des zuständigen
Landesministeriums zu dem Antrag vorzulegen.
Anträge für die Projekte müssen Angaben zu folgenden Punkten
enthalten:
– welche förderlichen Maßnahmen zum Übergang an die Hoch-

schule bzw. zum Erreichen des Studienabschlusses beabsich-
tigt sind

– vorhandene Erfahrungen im Zusammenhang mit der Anrech-
nung von in der beruflichen Bildung erworbenen Kompeten-
zen auf Studienanforderungen,

– Darlegungen darüber, wie die Anrechnung und Maßnahmen,
die Gegenstand der Förderung sind, auf einander bezogen sein
werden,

– Aussagen über deren voraussichtliche quantitative und quali -
tative Bedeutung

– Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Institutionen wie
 Sozialpartnern, Kammern usw.,

– Ausgaben- und Finanzierungsplan,
– Darlegungen, Vereinbarungen o.ä. der Projekte mit den Hoch-

schulen 
– Darlegungen zur vorgesehenen Darstellung der Arbeitsergeb-

nisse, um eine Übertragbarkeit und Akzeptanz auch an  anderen
Fachbereichen und Hochschulen zu fördern

– Anträge aus Hochschulen sollen die Zustimmung der Leitung
beinhalten. Das gilt auch für Projekte externer Antragsteller.

Das Auswahlergebnis wird den Interessenten 
bis zum 31. Juli 2011 

schriftlich mitgeteilt werden.
Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen-
dung sowie den Nachweis und die Prüfung der Verwendung und
die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides
und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die
Verwaltungsvorschriften zu den §§23,34,44 BHO sowie die §§48
bis 49a des Verwaltungsverfahrensgesetzes, soweit nicht in  dieser
Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen sind.
6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Bestandteil eines Zuwendungsbescheides auf Ausgabenbasis
 werden die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendun-
gen zur Projektförderung (ANBest-P), die Besonderen Neben -
bestimmungen für Zuwendungen des BMBF zur Projektförde-
rung auf Ausgabenbasis (BNBest-BMBF98) sowie ggf. weitere
BMBF- interne Nebenbestimmungen sein. 

7 Inkrafttreten
Diese Förderrichtlinien treten am Tag nach der Veröffentlichung
im Bundesanzeiger in Kraft.

Bonn, den 18. April 2011

Bundesministerium 
für Bildung und Forschung

Im Auftrag 
Lore Wi e l a n d

� Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin

Bekanntmachung
der Fundstellen für Normen

und sonstige technische Spezifikationen 
nach dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 

– GPSG –
Vom 26. April 2011

Verzeichnis 1: Harmonisierter Bereich – Teil 11: Normen gemäß
Explosionsschutzverordnung – 11. GPSGV –
Auf der Grundlage des Artikels 5 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2
Satz 2 der Richtlinie 94/9/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 23. März 1994 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für Geräte und Schutzsysteme zur
bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten
 Bereichen (ABl. EG Nr. L 100 S. 1) wird bekannt gegeben:
Die aktuellen Fundstellen des Verzeichnisses 1, Teil 11 (Explo-
sionsschutz), Abschnitt 2 (internationale und nationale Normen),
werden zeitgleich mit dem Tag dieser Bekanntmachung auf der
Homepage der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin unter der Adresse http://www.portal-produktsicherheit.de
(dort unter „Produktinformationen“ und dann „Normenverzeich -
nisse“) veröffentlicht. 
Abschnitt 2: Internationale und nationale Normen1)
Für die Bereiche, für die noch keine harmonisierten Normen im
Sinne von Abschnitt 1 vorliegen, macht die Bundesregierung die
nachfolgenden internationalen und nationalen Normen bekannt.
Die Normen dieses Abschnittes lösen unter der Voraussetzung
des Artikels 5 der Richtlinie für Geräte und Schutzsysteme zur
bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten
 Bereichen die Konformitätsvermutung2) aus.
1) Bezugsquellen umgesetzter harmonisierter Normen: Beuth Verlag GmbH,

10772 Berlin, bzw. VDE Verlag GmbH, Bismarckstraße 33, 10625 Berlin.
2) Konformitätsvermutung: Der Hersteller kann davon ausgehen, dass bei

 korrekter Anwendung dieser Normen die grundlegenden Anforderungen der
entsprechenden EU-Richtlinie erfüllt sind.

Dortmund, den 26. April 2011
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Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin

Im Auftrag
B i l i n s k i

Bekanntmachung
der Fundstellen für Normen

und sonstige technische Spezifikationen 
nach dem Geräte- und Produktsicherheitsgesetz 

– GPSG –
Vom 26. April 2011

Verzeichnis 2: Nicht harmonisierter Bereich – Teil 11)
Auf der Grundlage des § 4 Absatz 2 GPSG macht die Bundes -
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin als beauftragte
 Stelle die Fundstellen der Normen bekannt, die vom Ausschuss
für technische Arbeitsmittel und Verbraucherprodukte ermittelt
wurden. Diese Normen lösen die Vermutungswirkung2) aus.

�


